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II.         Ansatz- und Bewertungsgrundsätze
Probleme der Bilanzaufstellung:

1. Welche Positionen dürfen / müssen in die Bilanz?

        ( Ansatz ( Ansatzgrundsätze

2. Mit welchen Werten sind die einzelnen Positionen zu versehen?

        ( Bewertung ( Bewertungsgrundsätze 

1. Grundsätze und Kriterien des Bilanzansatzes

· was ist bilanzierungsfähig? (Bilanzierung dem Grunde nach)

· Bilanzierungsfähig: Eignung eines Sachverhaltes als Aktivposten (aktivierungsfähig) bzw. Passivposten (passivierungsfähig); Positionen gehören zum Betriebsvermögen

Vollständigkeitsgebot § 246 (1) HGB

· Bilanzierung aller Vermögensgegenstände, Schulden und RAP (Rechnungsabgrenzungsposten) an Bilanzstichtag ( Bilanzierungspflicht

Vermögensgegenstand (VG) = sind aus dem GoB abzuleiten (( S. 262)

Schulden = können aus dem HGB hergeleitet werden

( S.263 Wirtschaftliche Zugehörigkeit

· VG ( wirtschaftlicher Wert mit einem zukünftigen Vermögen für Unternehmen

· selbständig bewertbar ( zurechenbare Anschaffungskosten bzw. Herstellungskosten

· einzeln veräußerbar ( Gläubigerschutz; Verkauf im Falle der Insolvenz

· Schulden lt. HGB:

- Verbindlichkeiten

- Rückstellungen

· steuerrechtliche Begriffe

- positives Wirtschaftsgut > VG

- negatives Wirtschaftsgut = Schulden

Wirkung der Begriffsdefinition: höherer JÜ in der StB (Steuerbilanz) ( höhere Steuerzahlungen

2. Bilanzvorschriften

Ansatzvorschriften


	Ansatzgebote (Ansatzpflicht)

Posten sind aufzunehmen

- sämtliche VG, Schulden,     

RAP, EK
	Ansatzwahlrechte (Bilanzierungshilfe)

Posten dürfen aufgenommen werden, obwohl sie keine  VG, Schulden, RAP, EK sind

Bilanzierungshilfen

Aktivierungs-

Wahlrecht (S.263)

Passivierungs-

WR

S.263


	Ansatzverbote

Posten dürfen nicht in Bilanz aufgenommen werden, obwohl sie evtl. VG, Schulden, RAP sind


Aktivierungs-verbote

S. 263

Passivierungs-

Verbote

S.263




Zusammenhang zwischen HB (Handelbilanz) und StB (Steuerbilanz) im Fall von Ansatzwahlrechten

Aktivierungswahlrechte der HB

· Aktivierungspflicht in der StB (Pflicht zum Ansatz des Disagio, Pflicht zum Ansatz des derivaten Firmenwertes in der StB)

Passivierungswahlrechte der HB

· Passivierungsverbot in der StB (RSt, ...)

Ziel: höherer JÜ ( höhere Steuern ( S. 265

3. Bilanzielle Wertbegriffe

3.1 Wertansätze (Überblick)

Mit welchem Wert sind die anzusetzenden Posten in der Bilanz auszuweisen?

· Bilanzierung der Höhe nach

HB: Prinzip der Einzelbewertung

· jeder VG, jede Schuld ist am Bilanzstichtag einzeln zu bewerten

· „Globalbewertung“ ist unzulässig: Wertminderung und Werterhöhung sollen einzeln erfasst werden ( Zusammenfassung der Einzelwerte zu Posten lt. Bilanzschema        § 266 HGB

· Wertbegriffe im HGB und Steuerrecht unterschiedlich

· jeweils Unterscheidung der Wertbegriffe nach Aktiva / Passiva

Wertbegriffe (( S. 266)


	Aktiva

-  Anschaffungs- oder Herstellungskosten (AHK)

-  AHK vermindert um planmäßige Abschreibungen

-  niedriger beizulegender Wert

-  Börsen- oder Mietpreis

-  niedriger Wert im Rahmen vernünftiger kfm. 

   Beurteilung

-  niedriger, steuerlich für zulässig gehaltener Wert  

    (Teilwert)
	Passiva

-  Rückzahlungsbetrag für Verbindlichkeiten

-  Barwerte für Rentenverpflichtungen

-  Betrag nach vernünftiger kfm. Beurteilung für RSt  

    (Rückstellungen)

-  Nennbetrag für das gezeichnete Kapital von  

    Kapitalgesellschaften 


3.2 Anschaffungskosten

· § 255 (1) HGB

· gelten für alle VG, die von Dritten erworben wurden 

· Ermittlungsschema ( S. 267

Besonderheit: FK- Zinsen (gehören nicht zu den Anschaffungskosten)

Grundsätzlich: Ansatzverbot für Kosten der Geldbeschaffung

Annahme: FK- Zinsen für Kredite um eine Anzahlung für VG zu finanzieren

· bei längerer Bauzeit / Fertigungszeit (z.B. Schiffbau: 
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 Anzahlung)

· Zinsen sind als Anschaffungsnebenkosten ansatzfähig

Herstellungskosten (( S.268)

· sind zu ermitteln für selbsterstellte VG des AV oder UV § 255 (2)(3) HGB

Ermessungsspielraum: jeder rechnerisch nachvollziehbare Wert zwischen Ober- und Untergrenze ist zulässig es besteht das Stetigkeitsgebot (§ 252 (1) Nr.6 HGB)

3.4 Teilwert

· steuerlicher Wertbegriff um das Ausmaß außerplanmäßiger Abschreibungen festlegen zu können (gilt für AV und UV)

Steuerentlastungsgesetze 1999/2000/2002:

· „Abschreibungen auf den niedrigeren Teilwert im AV und UV sind zulässig, wenn eine dauerhafte Wertminderung vorliegt„

Zusammenhang mit Handelbilanz  (§ 254 HGB und § 253 (5) HGB)

· trafen zu wenn Teilwert geringer war als der Wert der HB

· durch Steuerentlastungsgesetz kaum noch praktische Anwendung

4. Wertkorrektur

· Wertbegriffe des HGB (§ 253; § 254 HGB)

Wertansätze


	Obergrenze

· AHK sind Obergrenze
	Abwertungspflichten
	Abwertungswahlrechte

	
	· Wertkorrektur (Korrektur der Obergrenze) durch außerplanmäßige Abschreibungen auf VG

· Grund: Imparitätsprinzip (Vorsichtsprinzip) dient dem Gläubigerschutz

                                        Niederstwertprinzip (NWP)


UV

-  Pflicht zur außerplanmäßige  

   Abschreibung

strenges NWP

AV

-  Pflicht zur außerplanmäßige 

   Abschreibung nur bei dauerhafter  

   Wertminderung

gemildertes NWP




Wie soll der Umfang der außerplanmäßigen Abschreibungen festgestellt werden?

Ermittlung aus dem Vergleich der AHK (Obergrenze) mit verschiedenen „Korrekturwerten“ (§ 253 (2) (3) (4) HGB)

4.1 Niedriger am Abschlussstichtag beizulegender Wert

· „beizulegender Wert“ muss konkretisiert werden

Maßstäbe für beizulegenden Wert im AV

· Wiederbeschaffungs- bzw. Reproduktionskosten

· Einzelverkaufspreis abzüglich aller noch entstehenden Aufwendungen im Falle eines geplanten Verkaufs des Anlagegutes

· Ertragswert (Summe alle abgezinsten zukünftigen Ein- und Auszahlungen) bei Patenten, Lizenzen, Beteiligungen

· wenn der beizulegende Wert < AHK ( kann abgewertet werden (Wahlrecht)

· ist die Wertminderung von Dauer dann muss abgewertet werden (Pflicht) ( gemildertes NWP

Besonderheit bei Kapitalgesellschaften & Co:

· dürfen bei vorübergehender Wertminderung nur Finanzanlage abwerten (§ 279 (1) HGB)

Maßstäbe für beizulegenden Wert im UV

· Wiederbeschaffungs- bzw. Reproduktionskosten für Roh-, Hilfs- und Betriebstoffe (RHB); Handelsware

· Vorsichtig geschätzter Veräußerungspreis abzüglich aller noch entstehenden Aufwendungen für UFE; FE

· Pflicht zur außerplanmäßigen Abschreibung wenn beizulegender Wert < AHK (strenges NWP)

4.2 Börsen- oder Marktpreis (Relevanz nur für UV)

Börsenpreis: 

· gilt für VG die an einer Börse gehandelt werden

· Kurse am Abschlussstichtag zzgl. evtl. Anschaffungsnebenkosten (ist der abgeleitete Wert aus dem Börsenpreis

Marktpreis:

· Preis für Waren von durchschnittlicher Qualität, der an einem „offiziellen“ Handelsplatz gefordert wird  

        (z.B. Getreide, Kupfer)

· Marktpreis + Anschaffungsnebenkosten ( ist der abgeleitete Wert aus dem Marktpreis

Besonderheit: Marktpreis vom Beschaffungsmarkt oder Absatzmarkt ableiten????

· vereinfachend:

-  RHB; wiederbeschaffbare UFE; FE (Beschaffungsmarkt)

-  UFE; FE, Wertpapiere, Überbestände an RHB (Absatzmarkt)

-  Handelware, Überbestände an UFE, FE (Beschaffungs- oder Absatzmarkt)

· VG, die in ausländischer Währung beschafft werden

4.3 Erforderlicher Wert zur Vorwegnahme künftig notwendiger Wertkorrekturen  
· gilt nur für UV (§ 253 (3) S.3 HGB)

· es besteht ein WR zur Abschreibung

· hinreichend sicher erwartete Wertminderungen innerhalb der nächsten 2 Jahre 

· die Zukunft darf in der Bilanz vorweggenommen werden nach Aspekt der vernünftigen kaufmännischen Beurteilung (Bewertung unter Berücksichtigung von Chance und Risiken)

Beispiel: Preisverfall bei RHB, sinkende WP-Kurse sinkende Bonität ihrer Kunden, Absatzschwierigkeiten bei technologischer Veraltung; Modewechsel

4.4 Steuerrechtlich zulässiger Wert (§ 254 HGB)

· außerplanmäßige Abschreibungen in der HGB sind auch zulässig, wenn sie ausschließlich steuerrechtlich motiviert sind

· ermöglicht steuerliche Sonderabschreibungen zur Wirtschaftsförderung

Problem: verzerrter Ausweis der Vermögens- und Ertragslage

(1) WR zum Ausweis von Sonderposten mit Rücklageanteil (SoPo) 

(2) Pflicht zur Angabe im Anhang über Umfang von rein steuerlich motivierten Abschreibungen

4.5 Zuschreibungen (frühere Abschreibungen werden rückgängig gemacht)

· sind zu prüfen bei Wegfall des Grundes für außerplanmäßige Abschreibungen

Wegfall des Grundes für außerplanmäßige Abschreibungen


	Beibehaltung des niedrigen Wertansatzes

(
Personengesellschaften (PG), Einzelunternehmer (EU) haben Beibehaltungswahlrecht (§253(3)HGB)
	Wertaufholung auf die AHK unter Berücksichtigung planmäßiger Abschreibungen

(
Kapitalgesellschaften & Co grundsätzlich Wertaufholungsverbot (§ 280(1)HGB)

aber: § 280 (2) HGB (Verzicht auf Wertaufholung sobald das Steuerrecht dies für zulässig hält S.268


5. Spezifische Feststellung für ausgewählte Unternehmen

5.1 Kapitalgesellschaften & Co

· der 2. Abschnitt des 3. Buches HGB (gilt für Kapitalgesellschaften & Co)

· Umfassendere + strengerer Ansatz, Bewertungs- und Gliederungsvorschriften als für PG; EU

· Größenabhängige Erleichterungen für kleine + mittlere Kapitalgesellschaften

5.2 Besonderheiten für Großunternehmen nach PublG (( S.270)
· 2 Kriterien müssen 3 Jahre hintereinander erfüllt sein damit das Unternehmen unter das PublG fällt

5.3 Besonderheiten für Genossenschaften

· z.B. Einkaufsgenossenschaften, Bank-Genossenschaften, Wohnungsbau-Genossenschaften

6. Beziehungen zwischen HB und StB (( S.272)
Maßgeblichkeitsprinzip:

· Grundsätzlich sind alle Werte und Wertansätze der HB für die StB maßgeblich es sei denn, steuerrechtliche Vorschriften stehen dem entgegen

	HB
	Maßgeblichkeit
	StB

	AV

UV
	EK

FK
	
	AV

UV
	EK

FK


Aber: Einschränkung der Maßgeblichkeit (( S.272 - 273)
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